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Thema der Woche:

Sieg bei der Europawahl
Versuch der SPD, mit Steuergeldern Wahlsiege zu kaufen, ist kläglich gescheitert

Wir freuen uns über den Erfolg bei der Euro-
pawahl und gratulieren allen Europaabgeord-
neten der CDU/CSU, allen voran unseren
sechs wiedergewählten Kollegen von der
CDU-Landesgruppe Baden-Württemberg im
Europäischen Parlament. Unsere Glückwün-
sche gehen auch an alle unsere Freunde und
Partner der anderen EVP-Parteien. Es ist gut
und wichtig, dass die EVP auch weiterhin als
mit Abstand stärkste Kraft im Europaparlament
die Geschicke der Europäischen Union maß-
geblich mitgestalten kann.

Das Wahlergebnis ist nicht nur eine Bestäti-
gung der erfolgreichen Arbeit der Union in
Brüssel, sondern auch unserer bald vierjähri-
gen Arbeit in der Großen Koalition in Berlin.
Besonders erfreulich ist für uns alle das her-
vorragende Abschneiden der CSU. Das ist
Ansporn auch für die kommende Bundestags-
wahl. Wir werden alles daran setzen, unsere
Resultate weiter zu verbessern und mit der
FDP zusammen eine bürgerliche Mehrheit zu
bilden. Das Wahlergebnis zeigt deutlich: Die
Bürgerinnen und Bürger wissen genau, wer
auch in schweren Zeiten ihre Interessen vertritt
und gute Politik für unser Land macht, anstatt,
wie die SPD, den Wahlkampf vorzeitig zu
eröffnen. Wir verstehen dieses Wahlergebnis
als Aufforderung, weiterhin mit ganzer Kraft
daran zu arbeiten, die aktuelle Wirtschaftskrise
so schnell wie möglich zu überwinden und un-
ser Land gestärkt in die Zukunft zu führen.

Daher werden wir Staatshilfen mit Augenmaß
einsetzen: Wir sind erleichtert, dass Dank der
staatlichen Unterstützung mit dem Zuliefe-
rungsunternehmen „Magna“ ein privater Inves-
tor für Opel gefunden werden konnte. Damit ist
die Gefahr gebannt, dass Opel in den Strudel
der Insolvenz seiner amerikanischen Mutter-
firma General Motors gerät. In diesem Fall wä-
ren uns die Hände gebunden gewesen, sämtli-

che Entscheidungen hätten dem amerikani-
schen Insolvenzverwalter oblegen. Dank der
nun gefundenen Lösung ist sichergestellt, dass
auch die zur Überbrückung notwendige
Staatshilfe ausschließlich zur Sicherung von
Arbeitsplätzen in Deutschland verwendet wird.

Anders als bei Opel standen hinter dem Ar-
candor-Konzern solvente inländische Investo-
ren, die sich jedoch selbst nicht bereiterklärten,
die drohende Insolvenz abzuwenden. Darüber
hinaus war Arcandor bereits lange vor Beginn
der weltweiten Finanzmarkt- und Wirtschafts-
krise in Schieflage geraten, während Opel zum
Stichtag, dem 1. Juli 2008, ein intaktes Unter-
nehmen mit tragfähigem Geschäftsmodell war.
Aus diesen Gründen hat sich der Einsatz von
Steuergeldern für den Kaufhauskonzern verbo-
ten. Es kann nicht Aufgabe des Steuerzahlers
sein, unternehmerische Fehlentscheidungen
aufzufangen – auch nicht in Wahlkampfzeiten.
Es ist eine Illusion zu glauben, der Staat und
damit der Steuerzahler könnte an die Stelle
privater Unternehmer und Investoren treten.

Die SPD und ihr Kanzlerkandidat Steinmeier
sind zu Recht mit ihrem Versuch gescheitert,
sich durch Angriffe auf die Kanzlerin und den
Bundeswirtschaftsminister zu profilieren und
die Gesellschaft zu spalten. Dem Versuch mit
populistischen Versprechen auf Stimmenfang
zu gehen, haben die Wählerinnen und Wähler
eine klare Abfuhr erteilt. Wir danken Bundes-
kanzlerin Angela Merkel und Bundeswirt-
schaftsminister Karl-Theodor zu Guttenberg für
ihren Einsatz zur Überwindung der Krise und
zur Sicherung der Arbeitsplätze. Mit ihrem en-
gagierten und pragmatischen Vorgehen haben
sie sowohl bei Opel als auch bei Arcandor eine
tragfähige Lösung gefunden, die den Interes-
sen der Beschäftigten und der Steuerzahler
gleichermaßen entspricht. Diese Politik des
Augenmaßes werden wir fortsetzen.
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Andenken an 17. Juni 1953
In dieser Woche haben wir der Teilnehmer
und Opfer des Volksaufstandes vom 17. Juni
1953 gedacht. Ihr Andenken mahnt uns, jeg-
liche Form des Totalitarismus entschieden zu
bekämpfen. Vor 56 Jahren begann mit
Streiks und Demonstrationen der Aufstand
gegen die SED-Diktatur. Am 17. Juni 1953
schlossen sich im ganzen Land über eine
Million Menschen den Protesten an und for-
derten den Rücktritt der Regierung und freie
Wahlen. Nur mit massivem Einsatz von Poli-
zei und sowjetischer Armee konnten die so-
zialistischen Machthaber den Aufstand nie-
derschlagen. Mindestens 55 Menschen wur-
den von Volkspolizisten und Rotarmisten
erschossen. In den Tagen nach der Nieder-
schlagung des Aufstandes wurden mehr als
6.000 Personen verhaftet und zu teilweise
hohen Haftstrafen verurteilt. Sieben von ih-
nen wurden hingerichtet.
Der 17. Juni 1953 war die bis dato größte
Freiheitsbewegung der deutschen Geschich-
te. Vor aller Welt demonstrierte die ost-
deutsche Bevölkerung ihren Mut und Wider-
stand gegen die sozialistischen Unterdrü-
cker. Gleichzeitig zeigte er, dass der Sozia-
lismus nur mit Gewalt und gegen den Willen
der Bevölkerung durchgesetzt werden konn-
te. Wenn die Linkspartei heute „Freiheit
durch Sozialismus“ fordert, zeigt das nicht
nur die Geschichtsvergessenheit dieser Par-
tei, sondern offenbart auch, dass sie bis heu-
te einer veralteten Ideologie anhängt, die
nicht Freiheit, sondern Zwang und Unterdrü-
ckung bedeutet. Wir gedenken in dieser Wo-
che der Teilnehmer und Opfer des Aufstan-
des. Ihr Andenken mahnt uns, jegliche Form
des Totalitarismus entschieden zu bekämp-
fen.

Bürger entlasten – Kaufkraft stärken
Mit dem Bürgerentlastungsgesetz, das wir in
dieser Woche in zweiter und dritter Lesung
verabschiedet haben, entlasten wir die Bür-
gerinnen und Bürgern um über neun Milliar-
den Euro jährlich und unterstützen damit die
Vielzahl der Leistungsträger in unserer Ge-
sellschaft. Ab kommendem Jahr können sie
ihre Aufwendungen für die Krankenversiche-
rung steuerlich geltend machen. Die Neure-
gelungen gelten für gesetzlich und privat
Krankenversicherte sowie gesetzlich Pflege-

versicherte gleichermaßen. Auch können
privat Krankenversicherte nun erstmals die
entsprechenden Beiträge für ihre mitversi-
cherten Kinder steuerlich vollständig abset-
zen. Damit folgen wir der Aufforderung des
Bundesverfassungsgerichts.
Diesen Weg hin zu Entlastungen wollen wir
nach der Bundestagswahl durch eine Steuer-
reform entschlossen weitergehen. Die Ent-
lastung der Familien und Leistungsträger ist
die beste Methode, um unser Land schnell
aus der Krise herauszuführen.

Finanzmarktaufsicht wird gestärkt
Mit dem in dieser Woche in zweiter und drit-
ter Lesung verabschiedeten Gesetz zur Stär-
kung der Finanzmarkt- und Versicherungs-
aufsicht sollen gezielt die präventiven Befug-
nisse der Finanzmarktaufsicht gestärkt sowie
deren Eingriffsrechte in Krisenzeiten verbes-
sert werden.
Gleichzeitig ist vorgesehen, durch zusätzli-
che Meldepflichten die Informationsbasis der
Aufsichtsbehörden zu vergrößern, um Risi-
kopotenziale zukünftig besser einschätzen
zu können. Die geplanten gesetzlichen Än-
derungen sollen spätestens im Sommer
2009 in Kraft treten.

Agrardiesel begünstigt
Mit dem in zweiter und dritter Lesung verab-
schiedeten Gesetz zur Änderung des Ener-
giesteuergesetzes werden Land- und Forst-
wirte beim Agrardiesel deutlich entlastet.
Damit alle landwirtschaftlichen Betriebe wie-
der von dem reduzierten Mineralölsteuersatz
auf Agrardiesel von 25,56 Cent pro Liter pro-
fitieren, entfällt der 2005 eingeführte Selbst-
behalt von 350 Euro je Betrieb bei der Rück-
vergütung für zwei Jahre. Ebenso wird für
zwei Jahre die Deckelung von maximal
10.000 Litern je Betrieb gestrichen. Diese
Regelungen gelten bereits für 2009.

Zitat
„Ein Grund, warum es gut ist, dass sie wie-
der in die Regierung kommen, ist auch, dass
sie nicht mehr das Blaue vom Himmel ver-
sprechen können.“
(Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) am
13. Juni in Berlin über eine mögliche Beteili-
gung der FDP an einer unionsgeführten
Bundesregierung)


